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(Fr. 10833.) Jagdordnung. Vom 15. Juli 1907. uu! 72. M. 210 3 
f „ 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags, für den ganzen 
Umfang der Monarchie mit Ausſchluß der Provinz Hannover, der Hohen— 
zollernſchen Lande und der Inſel Helgoland, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Amfang des Jagdrechts. 


81. 

Jagdbare Tiere ſind: 

a) Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗ und Schwarzwild, Hafen, Biber, Ottern, 
Dachſe, Füchſe, wilde Katzen, Edelmarder; 

b) Auer⸗, Birk⸗ und Haſelwild, Schnee-, Reb- und ſchottiſche Moor: 
hühner, Wachteln, Faſanen, wilde Tauben, Droſſeln (Krammets— 
vögel), Schnepfen, Trappen, Brachvögel, Wachtelkönige, Kraniche, 
Adler (Stein-, See, Fiſch-, Schlangen, Schreiadler), wilde Schwäne, 
wilde Gänſe, wilde Enten, alle anderen Sumpf- und Waſſervögel mit 
Ausnahme der grauen Reiher, der Störche, der Taucher, der Säger, 
der Kormorane und der Bleßhühner. 
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Das Jagdrecht ſteht jedem Eigentümer auf ſeinem Grund und Boden zu. 

Eine Trennung des Jagdrechts von Grund und Boden kann als dingliches 
Recht künftig nicht ſtattfinden. 

§ 3. 

Das Jagdrecht darf nur ausgeübt werden auf Jagdbezirken (Eigenjagd— 
bezirken und gemeinſchaftlichen Jagdbezirken) und auf Grundflächen, die Eigen- 
jagdbezirken angeſchloſſen oder gemeinſchaftlichen Jagdbezirken zugelegt ſind. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Jagdbezirke. 


84. 5 
Eigenjagdbezirke können 5 werden aus ſolchen, demſelben Eigentümer, 
beim Miteigentume denſelben Miteigentümern gehörigen Grundflächen, welche 

1. dauernd und vollſtändig gegen den Einlauf von Wild eingefriedigt 
ſind, oder 

2. in einem oder mehreren Gemeinde (Guts-) Bezirken einen land⸗ oder 
forſtwirtſchaftlich benutzbaren Flächenraum von wenigſtens 75 Hektar 
einnehmen und in ihrem Zuſammenhange durch kein fremdes Grundſtück 
unterbrochen werden. Die Trennung, welche Gewäſſer und Deiche, 
ebenſo Wege, Kanäle und Eiſenbahnen mit Zubehörfläche (Schutzſtreifen, 
Ausſchachtungs⸗, Anſchüttungsflächen, Bahnhöfe und Uhnliches) bilden, 
wird als eine Unterbrechung des Zuſammenhanges nicht angeſehen. 
Dieſe Flächen werden dem angrenzenden Eigenjagdbezirk angeſchloſſen, 
falls nicht der Inhaber den Anſchluß ablehnt; liegen ſie zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Jagdbezirken, ſo erfolgt der Anſchluß bis zur Mitte. Befindet 
der Grenzweg ſich aber im Eigentume des Inhabers eines angrenzenden 
Eigenjagdbezirkes, ſo ſteht dieſem das Jagdrecht auf dem ganzen Wege 
zu. Lehnt der Inhaber den Anſchluß nicht ab, ſo kann der Eigen⸗ 
tümer der Fläche eine Pachtentſchädigung verlangen; kommt eine Einigung 
über die Höhe der Pachtentſchädigung nicht zuſtande, ſo findet das 
Verfahren nach § 19 Anwendung. 

Ein Eigenjagdbezirk kann allein aus Wegen, Deichen und Flüſſen 
ſowie aus ſolchen längs Wegen, Kanälen und Eiſenbahnen führenden 
Zubehörſtreifen, die wegen ihrer geringen Breite eine ordnungsmäßige 
Ausübung der Jagd nicht geſtatten, nicht gebildet werden. Derartige 
Flächen ſtellen auch den Zuſammenhang zur Bildung eines Eigenjagd⸗ 
bezirkes für getrenntliegende Grundflächen nicht her. 

Auf Eigenjagdbezirken, welche aus dauernd und vollſtändig gegen den 
Einlauf von Wild eingefriedigten Grundflächen gebildet ſind, ohne dem Erforderniſſe 
der Ziffer 2 Abſ. 1 zu entſprechen, darf die Jagd auf Flugwild nur mit Genehmi⸗ 
gung der Jagdpolizeibehörde ausgeübt werden. Das erlegte oder gefangene 
Flugwild muß, wenn es in benachbarten Jagdbezirken heimiſch iſt, an die Inhaber 
der letzteren gegen Zahlung von Schußgeld abgeliefert werden. Bei Erteilung 
der Genehmigung iſt darüber Beſtimmung zu treffen, welche Flugwildarten erlegt 
werden dürfen, ob und an wen die Ablieferung des Flugwildes zu erfolgen hat 
und welches Schußgeld dafür zu entrichten iſt. 
Darüber, ob eine Grundfläche dauernd und vollſtändig gegen den Einlauf 
von Wild eingefriedigt iſt, ob und unter welchen Bedingungen hier die Jagd auf 
Flugwild ausgeübt werden darf, oder ob die unter Ziffer 2 Abſ. 2 aufgeführten 


u Bean 


Grundflächen zur Bildung eines Eigenjagdbezirkes oder zur Herſtellung des 
Zuſammenhanges geeignet ſind, entſcheidet auf Antrag eines Beteiligten die Jagd⸗ 
polizeibehörde. Gegen deren Entſcheidung findet innerhalb zwei Wochen die 
eee an den Bezirksausſchuß ſtatt. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
iſt endgültig. 

Die Bildung eines Eigenjagdbezirkes iſt auch dann zuläffig, wenn die 
dafür in Betracht kommenden Grundſtücke in mehreren Landesteilen liegen, in 
denen die geſetzlichen Vorſchriften über die Bildung eines Eigenjagdbezirkes von⸗ 
einander abweichen. In dieſem Falle kommen die für den. größeren Teil der 
Grundſtücke geltenden geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. Bei gleicher Größe 
iſt dasjenige Geſetz maßgebend, welches den größeren Flächeninhalt für die 
Bildung eines Eigenjagdbezirkes erfordert. 


£ $ 5. 

Die Bildung des Eigenjagdbezirkes erfolgt durch den Eigentümer, der auf 
ihm zur Ausübung des Jagdrechts befugt iſt. 

Erklärt er für alle oder einzelne Grundflächen auf die Bildung eines 
Eigenjagdbezirkes zu verzichten, ſo erfolgt die Jagdbezirksbildung aus den frei⸗ 
gegebenen Grundflächen nach Maßgabe der §9 7 bis 10. Der Verzicht iſt, 
wenn die Jagdausübung auf den Grundflächen verpachtet wird, für die Dauer 
der Pachtverträge bindend und gilt als fortbeſtehend, wenn er nicht ſpäteſtens 
ſechs Monate vor deren Ablauf zurückgenommen wird, er bindet auch den 
Rechtsnachfolger. 

Beſteht an den, einen Eigenjagdbezirk bildenden Grundflächen ein erbliches 
oder ein zeitlich nicht beſchränktes Nutzungsrecht oder ein Nießbrauch, ſo tritt an 
die Stelle des Eigentümers der Nutzungsberechtigte. 


8 6. 

Steht ein Eigenjagdbezirk im Miteigentume von mehr als drei Perſonen, 
ſo darf die Ausübung des Jagdrechts nur von höchſtens dreien der Miteigentümer 
erfolgen. 

Juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, eingetragene Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
dürfen das Jagdrecht auf Eigenjagdbezirken nur durch Verpachtung oder durch 
höchſtens drei angeſtellte Jäger ausüben, oder ſie müſſen es ruhen laſſen. 

Im ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen ſind die Jagden in allen Halbe⸗ 
gebrauchs⸗, Märkerſchafts⸗, Intereſſenten⸗ und dergleichen Waldungen öffentlich 
meiſtbietend zu verpachten. 

$ 7. 

Alle Grundflächen eines Gemeinde- (Guts-) Bezirkes, welche nicht zu einem 
Eigenjagdbezirke gehören und im Zuſammenhange wenigſtens 75 Hektar umfaſſen, 
bilden den gemeinfchaftlihen Jagdbezirk. 
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Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes und, wenn eine Stadtgemeinde 
beteiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes können jedoch aus ihnen auch mehrere, ſelb— 
ſtändige gemeinſchaftliche Jagdbezirke gebildet werden, von denen in der Regel 
aber keiner weniger als 250 Hektar im Zuſammenhang umfaſſen darf. Ausnahms⸗ 
weiſe kann im Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft eine Herabſetzung bis zu 75 Hektar 
ſtattfinden. 

Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes und, wenn eine Stadtgemeinde 
beteiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes können die zur Bildung eines gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirkes geeigneten Grundflächen eines Gemeinde- (Guts-) Bezirkes oder Teile 
von ihnen mit gleichartigen im räumlichen Zuſammenhange mit ihnen ſtehenden 
Grundflächen eines oder mehrerer anderer Gemeinde- (Gut8-) Bezirke oder den 
Teilen ſolcher zu gemeinſchaftlichen, im Zuſammenhange wenigſtens 75 Hektar um— 
faſſenden Jagdbezirken vereinigt werden. 

Die Zerlegung eines Gemeinde- (Guts⸗) Bezirkes in mehrere gemeinſchaftliche 
Jagdbezirke, die Bildung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke aus mehreren ganzen 
Gemeinde- (Guts) Bezirken oder aus Teilen ſolcher darf auf keinen kürzeren 
Zeitraum als auf ſechs Jahre erfolgen und gilt, wenn eine Verpachtung der 
Jagd in dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke ſtattfindet, wenigſtens für die Dauer 
des Jagdpachtvertrags. 

Diejenigen Grundflächen, welche von einem über 750 Hektar im Zuſammen⸗ 
hange großen Walde, der eine einzige Beſitzung bildet, zu mindeſtens 90 Prozent 
begrenzt werden, müſſen dem Eigenjagdbezirke, zu dem dieſer Wald gehört, auf 
Verlangen ſeines Inhabers angeſchloſſen werden. Dieſes Verlangen iſt ſpäteſtens 
bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt der Pachtbedingungen (§ 21) beim Jagd— 
vorſteher anzumelden. Vorſtehende Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn 
die umſchloſſenen Flächen wenigſtens 75 Hektar im Zuſammenhange groß ſind 
oder wenn nach ihrer Abtrennung die übrigbleibenden Flächen des Gemeinde— 
(Guts Bezirkes 75 Hektar nicht mehr umfaſſen würden. 


§8. 

Diejenigen Grundflächen eines Gemeinde-(Guts⸗) Bezirkes, welche nach 
SS 4 und 7 zu einem Jagdbezirke nicht gehören, werden angrenzenden gemeinſchaft— 
lichen Jagdbezirken zugelegt oder angrenzenden Eigenjagdbezirken angeſchloſſen 
oder es kann aus ihnen zuſammen mit angrenzenden Grundflächen eines anderen 
Gemeinde- (Guts⸗) Bezirkes ein beſonderer gemeinſchaftlicher, im Zuſammenhange 
wenigſtens 75 Hektar umfaſſender Jagdbezirk gebildet werden. 

Werden ſie ganz oder größtenteils von demſelben Jagdbezirk umſchloſſen, 
ſo ſind ſie zunächſt deſſen Inhaber oder Vertreter zum Anſchluß anzubieten. 


6:9, 
Wenn für den Fall, daß ein gemeinſchaftlicher Jagdbezirk nicht angrenzt, 
der Anſchluß an einen angrenzenden Eigenjagdbezirk nicht möglich iſt oder nicht 
zuftande kommt und auch die Bildung eines beſonderen gemeinſchaftlichen, im 
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Zuſammenhange wenigſtens 75 Hektar umfaſſenden Jagdbezirkes nicht erfolgt, ſo 
ſind die Grundflächen einem getrennt liegenden Jagdbezirk anzuſchließen oder zu— 
zulegen. Zu dieſem Zwecke ſind ſie, wenn ſie nur einem Eigentümer gehören 
oder im Miteigentume mehrerer ſtehen und der Eigentümer (Miteigentümer) zugleich 
Inhaber eines getrennt liegenden Eigenjagdbezirkes iſt, auf Wunſch dieſem zu 
überlaſſen, unter der Vorausſetzung, daß fie mit den Grundflächen des Eigen- 
jagdbezirkes eine land- oder forſtwirtſchaftliche Einheit bilden. 

Auch kann aus ihnen — allein oder in Verbindung mit gleichartigen 
Grundflächen eines anderen Gemeinde: (Guts) Bezirkes — ein ſelbſtändiger nicht, 
75 Hektar im Zuſammenhang umfaſſender gemeinſchaftlicher Jagdbezirk und, 
wenn ſie nur einem Eigentümer gehören oder im Miteigentume mehrerer ſtehen, 
Eigenjagdbezirk gebildet werden. 

§ 10. 

Werden im Falle des § 8 Abſ. 2 die Grundflächen von einem über 750 Hektar 
im Zuſammenhange großen Walde, der eine einzige Beſitzung bildet, ganz oder 
größtenteils umſchloſſen und lehnt der Inhaber des Eigenjagdbezirkes, zu dem der 
Wald gehört, den Anſchluß ab, fo kann aus ihnen, wenn die im § 8 Abſ. 1 
und § 9 Abſ. 1 vorgeſehenen Maßnahmen nicht zuſtande kommen, an Stelle der im 
$8 Abſ. 1 und §9 Abſ. 1 vorgeſehenen Maßnahmen ein ſelbſtändiger, nicht 
75 Hektar im Zuſammenhang umfaſſender gemeinſchaftlicher Jagdbezirk und, 
wenn die Grundflächen nur einem Eigentümer gehören oder im Miteigentume 
mehrerer ſtehen, ein Eigenjagdbezirk gebildet werden. 


811. 

Die nach §§ 8 und 9 getroffenen Maßnahmen bleiben in Kraft, bis eine 
anderweite Regelung erfolgt; vor Ablauf von 6 Jahren darf die Neuregelung — 
unbeſchadet der Beſtimmung im § 14 — nicht erfolgen. Dasſelbe gilt von der 
Anpachtung der im § 4 Abſ. 1 Ziffer 2 Satz 2 bezeichneten Flächen durch den 
Inhaber des angrenzenden Eigenjagdbezirkes. 

Wenn im Falle des § 10 ein Jagdbezirk gebildet iſt, iſt der Inhaber des 
umſchließenden Jagdbezirkes jederzeit befugt, den pachtweiſen Anſchluß der um— 
ſchloſſenen Flächen zu verlangen und zwar auch dann, wenn der Jagdbezirk 
verpachtet iſt. 

$ 12. 

Werden Grundflächen einem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke zugelegt, fo gelten 
fie als deſſen Teile. 

Der Anſchluß an einen Eigenjagdbezirk erfolgt pachtweiſe nach dem Werte 
der Jagdnutzung. Der Wert iſt nach den Grundſätzen einer pfleglichen Behand— 
lung der Jagd zu ermitteln. Der Preisermittelung ſind, abgeſehen vom Falle 
des § 4 Abſ. 1 Ziffer 2 Abſ. 1, mindeſtens die Pachtpreiſe benachbarter Jagd— 
bezirke unter Berückſichtigung der beſonderen jagdlichen Verhältniſſe der zu ver— 
pachtenden Grundflächen zu Grunde zu legen. 
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913. 


Die Eigentümer ſind befugt, zur Fiſcherei dienende Seen und Teiche, die 
zur Bildung von Eigenjagdbezirken nicht geeignet ſind, einſchließlich der in ihnen 
liegenden Inſeln, ſoweit dieſe ganz ihnen gehören, von dem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirk auszuſchließen. 

Durch die Jagdpolizeibehörde kann das gleiche Recht den Unternehmern 
von Schiffahrtkanälen für beſtimmte Grundflächen zugeſtanden werden, ſofern 
Tatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Ausübung der 
Jagd mit den Rückſichten der Betriebsſicherheit unvereinbar iſt. 

Gegen die Verfügung der Jagdpolizeibehörde iſt die Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zuläſſig. 

Auf den ausgeſchloſſenen Grundflächen muß während der Dauer des Aus— 
ſchluſſes die Ausübung des Jagdrechts ruhen. 

Späteſtens bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt der Pachtbedingungen 
($ 21) iſt der Ausſchluß beim Jagdvorſteher anzumelden. 

Die ausgeſchloſſenen Flächen werden bei Feſtſtellung der Mindeſtgröße der 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirke ($$ 7 bis 9) angerechnet. 


814. 

Wenn Grundflächen, die zu einem verpachteten gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirke gehören, dauernd und vollſtändig gegen den Einlauf von Wild eingefriedigt 
($ 4 Abſ. 1 Ziffer 1) oder mit anderen Grundflächen zu einer zuſammenhängenden 
Fläche von 75 Hektar im Sinne des § 4 Abſ. 1 Ziffer 2 vereinigt werden, ſteht 
die eigene Ausübung des Jagdrechts auf ihnen dem Eigentümer mit Ablauf 
eines jeden Pachtjahrs zu, ſofern er den Vertreter und den Pächter des gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirkes ſechs Monate vorher von der Abficht in Kenntnis geſetzt 
hat, daß er von der ihm zuſtehenden Befugnis Gebrauch machen will. In 
dieſem Falle erhält der Jagdpächter die he zum gleichen Zeitpunfte 
von dem Jagdpachtvertrage zurückzutreten, wenn er den Vertrag fünf Monate vorher 
aufkündigt. 

Verlieren die Grundflächen die Eigenſchaft eines Eigenjagdbezirkes, ſo fallen 
fie beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 7 Abſ. 1 dem gemeinfchaftlichen 
Jagdbezirk ihres Gemeinde⸗(Guts-) Bezirkes von ſelbſt zu; andernfalls iſt über 
fie nach Maßgabe der Vorſchriften in den $$ 7 bis 10 zu beſtimmen, ſoweit nicht 
der Eigentümer ſie nach § 13 vom gemeinſchaftlichen Jagdbezirk ausſchließt. 
Werden ſie hierbei einem verpachteten gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zugelegt, ſo 
erhöht ſich der zu zahlende Pachtpreis im Verhältniſſe des neuen räumlichen Um⸗ 
fanges zum bisherigen Umfange des Jagdbezirkes. Der Pächter iſt jedoch befugt, 
von dem Pachtvertrage zurückzutreten, wenn der neue räumliche Umfang den bis⸗ 
herigen Umfang des Jagdbezirkes um mehr als ein Zehntel überſteigt. 
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815. 

Die Vorſchrift in den $$ 5 und 6 des kurheſſiſchen Geſetzes, das Jagdrecht 
und deſſen Ausübung betreffend, vom 7. September 1865 (Kurh. Geſetzſamml. 
S. 571), daß erſt nach Erſtattung des für ein Grundſtück gezahlten Ablöſungs⸗ 
kapitals in die l dg eingetreten werden darf, bleibt beſtehen mit der 
Maßgabe, daß an Stelle des dort zu Grunde gelegten Umfanges des Grundbeſitzes 
von 100 Caſſeler Morgen ein ſolcher von 75 Hektar tritt und daß die Jagd— 
genoſſenſchaft an Stelle der Gemeinde tritt, ſoweit die Erträge der Jagd nicht 
mehr der Gemeindekaſſe zukommen. 


8 16. 


Die Eigentümer der Grundſtücke eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden 
eine Jagdgenoſſenſchaft, die Rechtsfähigkeit beſitzt. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten der Jagdgenoſſenſchaft ſowie ihre ge— 
richtliche und außergerichtliche Vertretung geſchieht durch den Jagdvorſteher. Jagd⸗ 
vorſteher iſt der Vorſteher der Gemeinde (Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher, Guts⸗ 
vorſteher, in der Rheinprovinz der Gemeindevorſteher). 

Sind die Grundſtücke eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes in mehreren 
Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirken belegen, fo beſtimmt die Jagdaufſichtsbehörde ($ 70) 
den zuſtändigen Jagdvorſteher. 

Der geſetzliche Stellvertreter des Vorſtehers der Gemeinde (des Gemeinde- 
vorſtehers in der Rheinprovinz) vertritt ihn in Behinderungsfällen auch in ſeiner 
Eigenſchaft als Jagdvorſteher. 

In Stadtkreiſen iſt der Bürgermeiſter befugt, die Wahrnehmung der Ob⸗ 
liegenheiten des Jagdvorſtehers und des Stellvertreters andern Magiſtrats⸗ 
perſonen zu übertragen. 

§ 17. 

Aber die Bildung mehrerer ſelbſtändiger gemeinſchaftlicher Jagdbezirke aus 
einem Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirke, die Vereinigung mehrerer ganzer Gemeinde⸗ 
(Guts-) Bezirke oder einzelner Teile eines ſolchen mit einem andern Gemeinde⸗ 
(Guts.)-Bezirk oder Teilen eines ſolchen zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
($ 7 Abſ. 2 und 3) ſowie über den Anſchluß der nicht zu einem Jagodbezirke 
gehörigen Grundflächen an einen Eigenjagdbezirk, deren Zulegung zu einem 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirk oder die Bildung eines ſelbſtändigen Eigen⸗ oder 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes aus ihnen ($$ 7 Abſ. 5, $$ 8 bis 10) beſchließen 
die Jagdvorſteher. 

Ihnen en auch die Vereinbarung der Pachtentſchädigung nach den § 7 
Abſ. 5, §§ 8 und 9 ob. 

Die Beſchlüſſe und die Vereinbarung der Pachtentſchädigung ſind zwei 
Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind in orts— 
üblicher Weiſe bekannt zu machen. 
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Während der Auslegungsfriſt kann jeder beteiligte Grundbeſitzer beim 
Kreisausſchuß und, wenn ein Stadtkreis beteiligt iſt, beim Bezirksausſchuſſe 
gegen ſie Einſpruch erheben. 

Wenn im Falle des § 7 Abſ. 2 und 3 Einſpruch eingelegt iſt, darf über 
die Genehmigung erſt nach rechtskräftiger Erledigung des Einſpruchsverfahrens, 
andernfalls erſt nach Ablauf der Einſpruchsfriſt beſchloſſen werden. 


§ 18. 

Wenn bei Beteiligung der Grundflächen aus zwei oder mehreren Gemeinde— 
(Guts-) Bezirken eine Einigung zwiſchen den Jagdvorſtehern ($ 17 Abſ. J) nicht 
zuſtande kommt, beſchließt in den Fällen der $$ 8 und 9 der Kreisausſchuß und, 
wenn ein Stadtkreis beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß. 


$ 19. 

Wenn im Falle des §7 Abſ. 5, § 8 Abſ. 2 und § 11 Abſ. 2 der In⸗ 
haben des umſchließenden Eigenjagdbezirkes zur Anpachtung bereit iſt, eine 
Einigung über die Höhe der Pachtentſchädigung aber nicht erzielt wird, ſo be— 
ſchließt darüber der Kreisausſchuß und, wenn ein Stadtkreis beteiligt iſt, der 
Bezirksausſchuß. 

§ 20. 

Die Nutzung der Jagd in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk erfolgt in 
der Regel durch Verpachtung ($ 21). 

Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksaus— 
ſchuſſes, kann der Jagdvorſteher jedoch die Jagd auch gänzlich ruhen oder auf 
Rechnung der Jagdgenoſſenſchaft durch höchſtens drei angeſtellte Jäger aus— 
üben laſſen. 

Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 

In gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, in denen Wildſchäden vorkommen, darf 
die Jagd nicht ruhen, wenn ein Jagdgenoſſe dagegen Einſpruch erhebt. Der 
Einſpruch iſt jederzeit zuläſſig und beim Jagdvorſteher anzubringen. Gegen deſſen 
Beſcheid findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde beim Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe, ſtatt. 


§ 21. 

Die Verpachtung iſt durch den Jagdvorſteher vorzunehmen. 

Für die Art der Verpachtung iſt das Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft 
maßgebend 

Der Jagdvorſteher hat die von ihm beabſichtigte Art der Verpachtung in 
ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Die von ihm in Ausſicht genommenen 
Pachtbedingungen ſind zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und Zeit 
der bg ſind in der Bekanntmachung über die Art der Verpachtung an— 
zugeben. 
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Jeder Jagdgenoſſe kann gegen die Art der Verpachtung und gegen die 
Pachtbedingungen während der Auslegungsfriſt Einſpruch beim Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuß, erheben. 

Ort und Zeit der Verpachtung, ſofern ſie öffentlich meiſtbietend erfolgen 
ſoll, find mindeſtens zwei Wochen vorher in ortsüblicher Weiſe und durch das 
von der Jagdaufſichtsbehörde beſtimmte Blatt bekannt zu machen. 


§ 22. 

Für die Verpachtung gelten im übrigen folgende Beſtimmungen: 

1. die Pachtverträge find ſchriftlich abzuſchließen; 

2. die Verpachtung der Jagd auf demſelben Jagdbezirke ſoll in der 
Regel nicht an mehr als drei Perſonen gemeinſchaftlich erfolgen, jedoch 
kann dieſelbe mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen 
des Bezirksausſchuſſes, im Intereſſe der Jagdgenoſſenſchaft auch an 
mehr als drei Jagdpächter oder an eine Jagdgeſellſchaft (Verein, 
Genoſſenſchaft) von nicht beſchränkter Mitgliederzahl vorgenommen 
werden; 

3. Weiterverpachtungen bedürfen der Zuſtimmung des Verpächters und 
der Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirks— 
ausſchuſſes; 

4. die Pachtzeit ſoll in der Regel auf mindeſtens ſechs und höchſtens auf 
zwölf Jahre feſtgeſetzt werden, jedoch kann dieſelbe mit Genehmigung 
des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes, im Intereſſe 
der Jagdgenoſſenſchaft bis auf drei Jahre herabgeſetzt oder bis auf 
achtzehn Jahre erhöht werden; 

5. die Verpachtung der Jagd an Perſonen, welche nicht Angehörige des 
Deutſchen Reichs find, bedarf der Genehmigung der Jagdaufſichts⸗ 
behörde. 

§ 23. 

Der Jagdvorſteher hat den Pachtvertrag zwei Wochen lang öffentlich aus- 

zulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Jeder Jagdgenoſſe kann während der Auslegungsfriſt beim Kreisausſchuß, 

in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe, gegen den Pachtvertrag Einſpruch er— 
heben. Dieſer darf ſich jedoch gegen die Art der Verpachtung und gegen die 
Pachtbedingungen inſoweit nicht richten, als dieſelben durch das im § 21 vor- 
geſchriebene Verfahren feſtgeſtellt ſind. 


§ 24. 
Pachtverträge, die gegen die vorſtehenden Vorſchriften verſtoßen, ſind nichtig. 
Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit zwiſchen dem Jagdvorſteher 
und dem Jagdpächter unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 
Geſetzſammlung 1907. (Nr. 10833.) 45 
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Zuſtändig — Entſcheidung iſt in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. 

Die Jagdaufſichtsbehörde iſt befugt, dem Pächter für die Dauer eines 
über die Frage der Nichtigkeit eingeleiteten Verwaltungsſtreitverfahrens die Aus⸗ 
übung der Jagd zu unterſagen und wegen der anderweiten Nutzung der Jagd 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Gegen die Unterſagung und die An- 
ordnungen ſteht dem Pächter die Beſchwerde nach näherer Maßgabe des § 70 zu. 


$ 25. 

Der Tagdvorfteher erhebt die Pachtgelder und fonftige Einnahmen aus 
der Jagdnutzung und verteilt ſie nach Abzug der der Genoſſenſchaft zur Laſt 
fallenden Ausgaben unter die Jagdgenoſſen des Bezirkes nach dem Verhältniſſe 
des Flächeninhalts der beteiligten Grundſtücke. 

Der Verteilungsplan, welcher eine Berechnung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben enthalten muß, iſt zur Einſicht der Jagdgenoſſen zwei Wochen lang 
öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind vorher vom Jagd— 
vorſteher in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Gegen den Verteilungsplan iſt binnen zwei Wochen nach Beendigung der 
Auslegung Einſpruch bei dem Jagdvorſteher zuläſſig. 

Gegen deſſen Beſcheid findet innerhalb zwei Wochen die Klage beim Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch beim Anſchluſſe von Grundflächen 
an einen Eigenjagdbezirk (§ 4 Abſ. 1 Ziffer 2 Abſ. 1, §7 Abſ. 5, §§ 8, 9) 
mit der Maßgabe, daß die zu zahlende Entſchädigung nach Abzug der Aus⸗ 
gaben nur unter die Eigentümer der angeſchloſſenen Grundflächen zu verteilen iſt. 

Sind die Erträge der Jagd bisher herkömmlich für gemeinnützige Zwecke 
verwendet worden, kann es hierbei verbleiben; es iſt aber jeder Grundeigentümer 
befugt, die Auszahlung ſeines Anteils zu verlangen. N 

Die Kaſſengeſchäfte der Jagdgenoſſenſchaft ſind durch die Gemeindekaſſe zu 
führen; hierfür kann eine vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen vom Bezirks⸗ 
ausſchuſſe, feſtzuſetzende angemeſſene Vergütung gewährt werden. 


§ 26. 

Der Beſchluß in den Fällen des § 17 Abſ. A, 5, $$ 18, 19, 20 Abſ. 2, 4, 
§ 21 Abſ. 4, § 22 Ziffer 2, 3, 4, § 23, § 25 Abſ. 7, § 52 Abf. 2 iſt endgültig, 
jedoch ſteht dem Jagdvorſteher und beim Anſchluß an einen Eigenjagdbezirk 
($$ 8 und 9) auch den Eigentümern der anzuſchließenden Grundflächen innerhalb 
zwei Wochen gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes die Beſchwerde an den 
Bezirksausſchuß, gegen den in erſter Inſtanz ergehenden Beſchluß des Bezirks— 
ausſchuſſes die Beſchwerde an den Provinzialrat, ferner in gleicher Friſt, ſoweit 
es ſich um die Höhe der Pachtentſchädigung handelt ($ 17 Abſ. 2 und § 19), 
dem Jagdvorſteher und den Eigentümern der anzuſchließenden Grundflächen und 
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im Falle des § 19 auch dem Inhaber des Eigenjagdbezirkes der Antrag auf 
mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Wenn der Antrag 
auf mündliche Verhandlung von mehreren hierzu Berechtigten geſtellt wird, iſt 
das Verfahren zu verbinden. Die ergehende Entſcheidung hat Geltung für alle 
Beteiligten. 
| 8 27. 

Sowohl den Pächtern gemeinſchaftlicher Jagdbezirke als auch den Inhabern 
von Eigenjagdbezirken iſt die Anſtellung von Jägern für ihre Reviere geſtattet. 

Als Jäger dürfen im Falle des § 6 Abſ. 2 und des § 20 Abſ. 2 nur 
ſolche großjährigen Männer angeſtellt werden, gegen welche keine Tatſachen vor⸗ 
liegen, die nach den $$ 34 und 35 die Verſagung des Jagdſcheins rechtfertigen. 


$ 28. 

In allen Feſtungswerken iſt allein die Militärverwaltung befugt, die Jagd 
durch beſonders dazu ermächtigte Perſonen ausüben zu laſſen. 

Außerhalb dieſer Werke, desgleichen um die Pulvermagazine und ähnliche 
Anſtalten werden auf Koften der Militärverwaltung Umkreiſe oder Ravons von 
zuſammenhängender Fläche gebildet und bezeichnet, innerhalb welcher die Jagd 
mit Feuergewehren nicht ausgeübt werden darf bei Vermeidung einer Geldſtrafe 
von 15 bis 60 Mark. 

Die weiteſte Entfernung der Außenlinie von den ausſpringenden Winkeln 
des Glacis, der Pulvermagazine und ähnlicher Anſtalten wird auf dreihundert 
Schritte feſtgeſetzt. Die Abgrenzung erfolgt gemeinſchaftlich von der Feſtungs⸗ 
behörde, einem Deputierten des Gemeinde⸗(Guts⸗) Vorſtandes und einem der Kreis⸗ 
verwaltung. 


Dritter Abſchnitt. 
Jagdſcheine. 
8 29. 

Wer die Jagd ausübt, muß einen auf ſeinen Namen lautenden Jagdſchein 
bei ſich führen. Zuſtändig für die Erteilung des Jagdſcheins iſt der Landrat, 
in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, desjenigen Kreiſes, in welchem der den 
ng Nachſuchende einen Wohnſitz hat oder zur Ausübung der Jagd be 
rechtigt iſt. 

15 Perſonen, welche weder Angehörige eines deutſchen Bundesſtaats ſind, 
noch in Preußen einen Wohnſitz haben, kann der Jagdſchein gegen die Bürg⸗ 
ſchaft einer Perſon, welche in Preußen einen Wohnſitz hat, erteilt werden. Die 
Erteilung erfolgt durch die für den Bürgen gemäß Abſ. 1 zuſtändige Behörde. 
Der Bürge haftet für die Geldſtrafen, welche auf Grund dieſes Geſetzes oder 
wegen Übertretung fonftiger jagdpolizeilicher Vorſchriften gegen den Jagdſchein⸗ 
empfänger verhängt werden, ſowie für die Unterſuchungskoſten. 
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§ 30. - 
Eines Jagdſcheins bedarf es nicht: 
1. zum Ausnehmen von Kiebitz- und Möweneiern; 
2. zu Treiber- und ähnlichen bei der Jagdausübung geleiſteten Hilfsdienſten; 
3. zur Ausübung der Jagd im Auftrag oder auf Ermächtigung der 
Jagdpolizeibehörde in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen. Der Auftrag 
oder die Ermächtigung vertritt die Stelle des Jagdſcheins. 


§ 31. 

Der Jagdſchein gilt für den ganzen Umfang der Monarchie. Er wird 
in der Regel auf ein Jahr ausgeſtellt (Jahresjagdſchein). Perſonen, welche die 
Jagd nur vorübergehend ausüben wollen, kann jedoch ein auf drei aufeinander 
folgende Tage gültiger Jagdſchein (Tagesjagdſchein) ausgeſtellt werden. 


$ 32. 

Für den Jahresjagdſchein ift eine Abgabe von 15 Mark, für den Tages- 
jagdſchein von 3 Mark zu entrichten. Perſonen, welche weder Angehörige eines 
deutſchen Bundesſtaats ſind, noch in Preußen einen Wohnſitz oder einen Grund— 
beſitz mit einem Grundſteuerreinertrage von 150 Mark haben, müſſen eine erhöhte 
Abgabe für den Jahresjagdſchein von 100 Mark, für den Tagesjagdſchein von 
20 Mark entrichten. 

Neben der Jagdſcheinabgabe werden Ausfertigungs- oder Stempelgebühren 
nicht erhoben. f 

Gegen Entrichtung von 1 Mark kann eine Doppelausfertigung des Jagd— 
ſcheins gewährt werden. 

Die Jagdſcheinabgabe fließt zur Kreiskommunalkaſſe, in den Stadtkreiſen 
zur Gemeindekaſſe. Über die Verwendung der eingegangenen Beträge hat die 
Vertretung des betreffenden Kommunalverbandes zu beſchließen. 


$ 33. 

Von der Entrichtung der Jagdſcheinabgabe ſind befreit: 
die auf Grund des §23 des Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 
(Geſetzſamml. S. 222) beeidigten ſowie diejenigen Perſonen, welche ſich 
in der für den Staatsforſtdienſt vorgeſchriebenen Ausbildung befinden. 
Der unentgeltlich erteilte Jagdſchein genügt nicht, um die Jagd auf 
eigenem oder gepachtetem Grund und Boden oder Auf ſolchen Grund— 
ſtücken auszuüben, auf welchen von dem Jagdſcheininhaber außerhalb 
ſeines Dienſtbezirkes die Jagd gepachtet worden iſt. 

Die Unentgeltlichkeit iſt auf dem Jagdſcheine zu vermerken. 


§ 34. 
Der Jagdſchein muß verſagt werden: 5 
1. Perſonen, von denen eine unvorſichtige Führung des Schießgewehrs 
oder eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu beſorgen ift; 


ne 


2. Perſonen, welche fich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden oder welche unter polizeilicher Aufſicht ſtehen ); 

3. Perſonen, welche in den letzten 10 Jahren 

a) wegen Diebſtahls, Unterſchlagung oder Hehlerei wiederholt, oder 
b) wegen Zuwiderhandlung gegen die §§ 117 bis 119 und 294 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs mit mindeſtens 3 Monaten Gefängnis be— 
ſtraft ſind. f 
$ 35. 
Der Jagdſchein kann verſagt werden: 
1. Perſonen, welche in den letzten 5 Jahren 
a) wegen Diebſtahls, Unterſchlagung oder Hehlerei einmal, oder 
b) wegen Zuwiderhandlung gegen die §§ 117 bis 119 des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuchs mit weniger als 3 Monaten Gefängnis beſtraft 
find; 

2. Perſonen, welche in den letzten 5 Jahren wegen eines Forſtdiebſtahls, 
wegen eines Jagdvergehens, wegen einer Zuwiderhandlung gegen den 
$ 113 des Reichsſtrafgeſetzbuchs, wegen der Übertretung einer jagd— 
polizeilichen Vorſchrift oder wegen unbefugten Schießens (§ 367 Nr. 8 
und § 368 Nr. 7 des Reichsſtrafgeſetzbuchs) beſtraft ſind. 


§ 36. 

Wenn Tatſachen, welche die Verſagung des Jagdſcheins rechtfertigen, erſt 
nach Erteilung des Jagdſcheins eintreten oder zur Kenntnis der Behörde gelangen, 
ſo muß in den Fällen des § 34 und kann in den Fällen des § 35 der Jagd— 
ſchein von der für die Erteilung zuſtändigen Behörde für ungültig erklärt und 
dem Empfänger wieder abgenommen werden. 

Eine Rückvergütung der Jagdſcheinabgabe oder eines Teilbetrags findet 
nicht ſtatt. l 
§ 37. 

Gegen Verfügungen, durch welche der Jagdſchein verſagt oder entzogen 
wird, finden diejenigen Rechtsmittel ſtatt, welche in den §§ 127 bis 129 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
S. 195) gegen polizeiliche Verfügungen gegeben ſind. 


$ 38. 

Wer die Jagd innerhalb der abgeſteckten Feſtungsrayons ($$ 8, 24 des 
Reichsrayongeſetzes vom 31. Dezember 1871, Reichs-Geſetzbl. S. 459) ausüben 
will, muß vorher feinen Jagdſchein von der Feſtungsbehörde mit einem Einſichts⸗ 
vermerke verſehen laſſen. 


— 220 Ben 


Vierter Abſchnitt. 
Schonvorſchriften. 
$ 39. 


Mit der Jagd zu verſchonen ſind: 
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19. 


. männliches Elchwild vom 1. Oktober bis 31. Auguſt; 

weibliches Elchwild und Elchkälber das ganze Jahr hindurch; 
männliches Rot⸗ und Damwild vom 1. März bis 31. Juli; 
weibliches Rotwild, weibliches Damwild ſowie Kälber von Rot⸗ und 


Damwild vom 1. Februar bis 15. Oktober; 
Rehböcke vom 1. Januar bis 15. Mai; 


weibliches Rehwild und Rehkälber vom 1. Januar bis 31. Oktober; 
Dachſe vom 1. Januar bis 31. Auguſt; 

. Biber vom 1. Dezember bis 30. September; 

. Hafen vom 16. Januar bis 30. September; 

Auerhähne vom 1. Juni bis 30. November; 

. Auerhennen vom 1. Februar bis 30. November; 

. Birk, Haſel⸗ und Faſanenhähne vom 1. Juni bis 15. September 

. Birk⸗, Haſel⸗ und Faſanenhennen vom 1. Februar bis 15. September; 
„Rebhühner, Wachteln und ſchottiſche Moorhühner vom 1. Dezember 


bis 31. Auguft; 


. wilde Enten vom 1. März bis 30. Juni; 

. Schnepfen vom 16. April bis 30. Juni; 

. Trappen vom 1. April bis 31. Auguſt; 

. wilde Schwäne, Kraniche, Brachvögel, Wachtelkönige und alle anderen 


jagdbaren Sumpf⸗ und Waſſervögel, mit Ausnahme der wilden Gänſe, 
vom 1. Mai bis 30. Juni; 
Droſſeln (Krammetsvögel) vom 1. Januar bis 20. September. 


Die im Vorſtehenden als Anfangs- und Endtermine der Schonzeiten be⸗ 
zeichneten Tage gehören zur Schonzeit. 

Beim Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗ und Rehwild gilt das Jungwild als Kalb bis 
einſchließlich zum letzten Tage des auf die Geburt folgenden Februars. 

Vorſtehende Vorſchriften über Schonzeiten finden auf das Fangen oder 
Erlegen von Wild in eingefriedigten Wildgärten keine Anwendung. 


8 40. 


Aus Rückſichten der Landeskultur oder der Jagdpflege kann der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten den Abſchuß weiblichen Elchwildes 
für die Zeit vom 16. bis 30. September geſtatten. 


Aus denfelben Gründen können durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes: 

a) der Anfang und der Schluß der Schonzeiten für die im § 39 unter 
12 bis 14 genannten Wildarten und der Schluß der Schonzeit für 
Rehböcke anderweit, jedoch nicht über 14 Tage vor oder nach den dort 
beſtimmten Zeitpunkten, feſtgeſetzt, 

b) das Ende der Schonzeit für Droſſeln (Krammetsvögel) bis 30. Sep⸗ 

tember einſchließlich hinausgeſchoben 

c) die Schonzeiten für Dachſe und wilbe Enten eingeſchränkt oder gänzlich 

aufgehoben ſowie für Rehkälber und Biber verlängert oder auf das 
ganze Jahr ausgedehnt 
werden. 

Die hiernach zuläſſige Abänderung oder Aufhebung der Schonzeiten darf 
für den ganzen Umfang oder nur für einzelne Teile des Regierungsbezirkes, die 
Abänderung für die einzelnen Teile desſelben Regierungsbezirkes in verſchiedener 
Weiſe erfolgen. 

Der Beſchluß zu a kann nur für die Dauer eines Jahres gefaßt werden. 


§ 41. 
Das Aufſtellen von Schlingen, in denen ſich jagdbare Tiere oder Kaninchen 
fangen können, iſt verboten. 
Unter dieſes Verbot fällt nicht die Ausübung des Dohnenſtiegs mittels 
hochhängender Dohnen. Die Art der Ausübung des Dohnenſtiegs kann durch 
den Regierungspräſidenten im Wege der Polizeiverordnung geregelt werden. 


$ 42. 

Kiebitz» und Möweneier dürfen nur bis 30. April einſchließlich eingeſammelt 
werden. 

Durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes kann dieſer Termin bis zum 10. April 
einſchließlich zurückverlegt oder für Möweneier bis zum 15. Juni einſchließlich ver⸗ 
längert werden. 

Das Sammeln der Kiebitz- und Möweneier darf von anderen Perſonen als 
dem Jagdberechtigten nur in deſſen Begleitung oder mit deſſen ſchriftlich erteilter 
Erlaubnis, welche der Sammelnde bei ſich zu führen hat, vorgenommen werden. 

Eier oder Junge von anderem jagdbaren Federwild auszunehmen, iſt auch 
der Jagdberechtigte nicht befugt, mit Ausnahme derjenigen Eier, welche ausge— 
brütet werden ſollen. 

Zum Ausnehmen von Eiern, welche zu wiſſenſchaftlichen oder zu Lehr⸗ 
zwecken benutzt werden ſollen, bedarf es der Genehmigung der Jagdpolizeibehörde. 


843. 
Vom Beginne des fünfzehnten Tages der für eine Wildart feſtgeſetzten 
Schonzeit bis zu deren Ablauf iſt es verboten, derartiges Wild in ganzen Stücken 
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oder zerlegt, aber nicht zum Genuſſe fertig zubereitet, in demjenigen Bezirke, für 
welchen die Schonzeit gilt, zu verſenden, zum Verkaufe den oder aus⸗ 
zuſtellen oder feilzubieten, zu verkaufen, anzukaufen, oder den Verkauf von ſolchem 
Wild zu vermitteln. 

Vorſtehenden Beſchränkungen unterliegt nicht der Vertrieb einzelner Arten 
von Wild aus Kühlhäuſern, wenn er unter Kontrolle nach Maßgabe der von 
den zuſtändigen Miniſtern zu erlaſſenden Beſtimmungen ſtattfindet. Die Koſten 
der Kontrolle fallen den Inhabern der Kühlhäuſer zur Laſt und können in Form 
einer Gebühr nach Tarifen erhoben werden. 

Ferner dürfen Ausnahmen, wenn es ſich um die Verſendung, den Ver— 
kauf, den Ankauf und die Verkaufsvermittlung von lebendem Wilde zum Zwecke 
der Blutauffriſchung oder Einführung einer Wildart handelt, durch den für den 
Empfangsort zuſtändigen Regierungspräſidenten geſtattet werden. 

Die Beſtimmungen des erſten Abſatzes finden auf Kiebitz- und Möweneier 
entſprechende Anwendung. 


$ 44. 

Vom Beginne des fünfzehnten Tages der für das weibliche Elch, Rot,, 
Dam: und Rehwild feſtgeſetzten Schonzeiten bis zu deren Ablauf iſt es verboten, 
unzerlegtes Elch-, Rot-, Dam: und Rehwild, bei welchem das Geſchlecht nicht 
mehr mit Sicherheit zu erkennen iſt, zu verſenden, zum Verkaufe herumzutragen 
oder auszuſtellen oder feilzubieten, zu verkaufen, anzukaufen oder den Verkauf 
von ſolchem Wilde zu vermitteln. 

$ 45. 

Die Vorſchriften der §§ 43 und 44 finden auf Wild keine Anwendung, 
welches im Strafverfahren in Beſchlag genommen oder eingezogen oder welches 
mit Genehmigung oder auf Anordnung der zuſtändigen Behörde oder in Fällen 
erlegt iſt, in denen beſondere geſetzliche Vorſchriften es geſtatten. 

Wer jedoch ſolches Wild in ganzen Stücken oder zerlegt verſendet, zum 
Verkaufe herumträgt oder ausſtellt oder feilbietet, verkauft, oder den Verkauf von 
ſolchem Wilde vermittelt, muß mit einer befriſteten Beſcheinigung der Ortspolizei— 
behörde oder des von ihr mit Genehmigung des Landrats zur Ausſtellung einer 
ſolchen ermächtigten Gemeinde-(Guts-) Vorſtehers verſehen fein. 

Der Käufer muß ſich die Beſcheinigung vorzeigen laſſen. 


§ 46. 
Die Verſendung von Wild darf nur unter Beifügung eines Urſprungs— 
ſcheins erfolgen. 5 
Die näheren Vorſchriften werden von dem Oberpräſidenten oder dem 
Regierungspräſidenten im Wege der Polizeiverordnung erlaſſen; hierbei können 
von dem Erforderniſſe des Urſprungsſcheins bezüglich einzelner kleinerer Wildarten 
Ausnahmen geſtattet werden. 
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$ 47. 


Die Vorſchriften der §§ 43 bis 46 finden auch auf Wild, welches in ein- 
gefriedigten Wildgärten erlegt oder gefangen iſt, Anwendung. 


8 48. 

Der Bezirksausſchuß iſt befugt, für den Umfang des ganzen Regierungs⸗ 
bezirkes oder einzelne Teile des letzteren diejenigen nicht jagdbaren Vögel zu be⸗ 
zeichnen, auf welche die Ausnahmebeſtimmung des § 5 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes, 
betreffend den Schutz von Vögeln, vom 22. März 1888 (Reichs-Geſetzbl. S. 111) 
dauernd oder vorübergehend Anwendung finden darf. 


8 49. 


Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt in den Fällen der $$ 40, 42 und 48 
endgültig. 

9 50. 

Bei Einführung oder Einwanderung bisher nicht einheimiſcher Wildarten 
kann durch Königliche Verordnung Beſtimmung getroffen werden über ihre Jagd— 
barkeit, die Feſtſetzung von Schonzeiten für ſie und die Androhung von Strafen 
bei Verletzung der feſtgeſetzten Schonzeiten. 


Fünfter Abſchnitt. 
Wildſchadenerſatz. 
$ 51. 


Für den nach § 835 B. G. B. zu erſetzenden, durch Schwarz-, Rot⸗, 
Elch⸗, Dam- oder Rehwild oder durch Faſanen angerichteten Schaden gelten 
folgende Beſtimmungen: 

$ 52. 

Erſatzpflichtig find in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke die Grundbeſitzer 
des Jagdbezirkes nach Verhältnis der Größe der beteiligten Fläche. Dieſelben 
werden durch den Jagdvorſteher vertreten. 

Hat bei Verpachtung der Jagd in gemeinſchaftlichen Jagdbezirken der 
Jagdvorſteher die vollſtändige Wiedererſtattung der zu zahlenden Wildſchaden— 
beträge durch den Jagdpächter nicht ausbedungen, jo müſſen ſolche Jagdpacht— 
verträge nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen öffentlich ausgelegt 
werden (§ 23). Sie bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Kreis- 
ausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes, wenn ſeitens auch nur eines 
Nutzungsberechtigten während der Auslegungsfriſt Einſpruch erhoben wird. 
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$ 53. 

Für Wildſchaden iſt bei Grundflächen, die einem Eigenjagdbezirk angeſchloſſen 
find ($ 4 Abſ. 1 Ziffer 2 Abſ. 1, §7 Abſ. 5, §ö 8, 9), der Inhaber des letzteren 
als Pächter erſatzpflichtig. 

Erſatzpflichtig iſt im Falle des § 10 der Inhaber des umſchließenden Eigen⸗ 
jagdbezirkes auch dann, wenn er den angebotenen Anſchluß abgelehnt hat und 
ein ſelbſtändiger Jagdbezirk gebildet iſt. Auf das Verfahren Anden die Vor⸗ 
Schriften über Wildſchadenerſatz Anwendung. 


§ 54. 

Sofern Bodenerzeugniſſe, deren voller Wert ſich erſt zur Zeit der Ernte 
bemeſſen läßt, vor dieſem Zeitpunkte beſchädigt werden (§ 51), jo ift der Schaden 
in demjenigen Umfange zu erſtatten, in welchem er ſich zur Zeit der Ernte 
darſtellt. 

8 55. 

Der Beſchädigte, welcher auf Grund der $$ 51 bis 53 Erſatz für Wild- 
ſchaden fordern will, hat dieſen Anſpruch bei der für das geſchädigte Grundſtück 
zuſtändigen Ortspolizeibehörde binnen drei Tagen, nachdem er von der Beſchädigung 
Kenntnis erhalten hat, ſchriſtlich oder zu Protokoll anzumelden. Bei Verſäumung 
dieſer Anmeldung findet ein Erſatzanſpruch nicht ſtatt. 


§ 56. 

Nach rechtzeitig erfolgter Anmeldung hat die Ortspolizeibehörde zur Er⸗ 
mittlung und Schätzung des behaupteten Schadens und zur Herbeiführung einer 
gütlichen Einigung unverzüglich einen Termin an Ort und Stelle anzuberaumen 
und zu demſelben die Beteiligten unter der Verwarnung zu laden, daß im Falle 
des Nichterſcheinens mit der Ermittlung und Schätzung des Schadens dennoch 
vorgegangen wird. Der Jagdpächter iſt zu dieſem Termine zu laden. 


§ 57. 
Jedem Beteiligten ſteht das Recht zu, in dem Termine zu beantragen, 
daß die Schätzung des Schadens erſt in einem zweiten, kurz vor der Ernte ab⸗ 
zuhaltenden Termin erfolge. Dieſem Antrage muß ſtattgegeben werden. 


8 § 58. 

Auf Grund des Ergebniſſes der Vorverhandlungen hat die Ortspolizei⸗ 
behörde einen Vorbeſcheid über den Schadenerſatzanſpruch und die entſtandenen 
Koſten zu erlaſſen und den Beteiligten in ſchriftlicher Ausfertigung zuzuſtellen. 

Die Zuſtellung erfolgt nach Maßgabe der für Zuftellungen des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes geltenden Beſtimmungen. 


8 59. 

Gegen den Vorbeſcheid findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen bei dem Bezirksausſchuſſe, ſtatt. 

Die Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes ſind 
vorläufig vollſtreckbar. 

Wird innerhalb der zwei Wochen die Klage nicht erhoben, ſo wird der 
Vorbeſcheid endgültig und vollſtreckbar. 


8 60. 

Als Koſten des Verfahrens kommen nur bare Auslagen, insbeſondere 
Reiſekoſten und Gebühren der Sachverſtändigen, Botenlöhne und Portokoſten in 
Anſatz. Die Koſten des Vorverfahrens werden als Teil der Koſten des Verwaltungs⸗ 
ſtreitwerfahrens behandelt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Wildſchadenverhütung. 
$ 61. 

Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtücke, welche Teile 
eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden, oder ſolche Waldenklaven, auf welchen 
die Jagdausübung dem Eigentümer des ſie umſchließenden Waldes überlaſſen iſt 
($ 7 Abſ. 5, $$ 8 und 10), erheblichen Wildſchäden durch das aus der Forſt 
übertretende Wild ausgeſetzt find, jo iſt die Jagdpolizeibehörde befugt, auf Antrag 
der geſchädigten Grundbeſitzer nach vorhergegangener Prüfung des Bedürfniſſes 
und für die Dauer desſelben den Jagdpächter ſelbſt während der Schonzeit zum 
Abſchuſſe des Wildes aufzufordern. Schützt der Jagdpächter, dieſer Aufforderung 
ungeachtet, die beſchädigten Grundſtücke nicht genügend, ſo kann die Jagdpolizei⸗ 
behörde den Grundbeſitzern ſelbſt die Genehmigung erteilen, das auf dieſe Grund⸗ 
ſtücke übertretende Wild auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit 
Anwendung des Schießgewehrs zu töten. 

: Das Nämliche gilt rückſichtlich der Beſitzer ſolcher Grundſtücke, auf welchen 
ſich die Kaninchen bis zu einer der Feld⸗ und Gartenkultur ſchädlichen 88 
vermehren, in betreff dieſer Tiergattung. Wird gegen die Verfügung der Jagd⸗ 
polizeibehörde die Beſchwerde eingelegt, ſo bleibt erſtere bis zur eingehenden höheren 
Entſcheidung einſtweilen gültig. 

Das von den Grundbeſitzern infolge einer ſolchen Genehmigung der Jagd⸗ 
polizeibehörde erlegte oder gefangene Wild muß aber gegen Bezahlung des in 
der Gegend üblichen Schußgeldes dem Jagdpächter überlaſſen und die desfallſige 
Anzeige binnen 24 Stunden erſtattet werden. 


962. 
Iſt während des Kalenderjahts wiederholt durch Rot, Elch» oder Damwild 
verurſachter Wildſchaden durch die Ortspolizeibehörde feſtgeſtellt worden, ſo muß 
46* 
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auf Antrag des Erſatzpflichtigen oder der Jagdberechtigten die Jagdpolizeibehörde 
ſowohl für den betroffenen, als auch nach Bedürfnis für benachbarte Jagdbezirke 
die Schonzeit der ſchädigenden Wildgattung für einen beſtimmten Zeitraum auf⸗ 
heben und die Jagdberechtigten zum Abſchuß auffordern und anhalten. 


9863. 

Genügen dieſe Maßregeln ($ 62) nicht, fo hat die Jagdpolizeibehörde den 
Grundbeſitzern und ſonſtigen Nutzungsberechtigten ſelbſt nach Maßgabe des § 61 
die Genehmigung zu erteilen, das auf ihre Grundſtücke übertretende Elch-, Rot⸗ 
und Damwild auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung 
des Schießgewehrs zu erlegen. 

§ 64. 

Schwarzwild darf nur in ſolchen Einfriedigungen gehegt werden, aus denen 
es nicht ausbrechen kann. Der Jagdberechtigte, aus deſſen Gehege Schwarzwild 
austritt, haftet für den durch das ausgetretene Schwarzwild verurſachten Schaden. 

Außer dem Jagdberechtigten darf jeder Grundbeſitzer oder Nutzungsberechtigte 
innerhalb ſeiner Grundſtücke Schwarzwild auf jede erlaubte Art fangen, töten 
und behalten. 

Die Jagdpolizeibehörde kann die Benutzung von Schießwaffen für eine be- 
ſtimmte Zeit geſtatten. 

Die Jagdpolizeibehörde hat außerdem zur Vertilgung uneingefriedigten 
Schwarzwildes alles Erforderliche anzuordnen, ſei es durch Polizeijagden, ſei es 
durch andere geeignete Maßregeln oder Auflagen an die Jagdberechtigten des 
Bezirkes und der Nachbarforſten. 

§ 65. 

Durch Klappern, aufgeſtellte Schreckbilder ſowie durch Zäune kann ein 
jeder das Wild von ſeinen Beſitzungen abhalten, auch wenn er auf dieſen zur 
Ausübung des Jagdrechts nicht befugt iſt. Zur Abwehr des Rot-, Dam- und 
Schwarzwildes kann er ſich auch kleiner oder gemeiner Haushunde bedienen. 


$ 66. 

Die Jagdpolizeibehörde kann die Beſitzer von Obſt⸗, Gemüſe⸗, Blumen- 
und Baumſchulanlagen ermächtigen, Vögel und Wild, welche in den genannten 
Anlagen Schaden anrichten, zu jeder Zeik mittels Schußwaffen zu erlegen. Der 
Jagdberechtigte kann verlangen, daß ihm die erlegten Tiere, ſoweit ſie ſeinem 
Jagdrecht unterliegen, gegen das übliche Schußgeld überlaſſen werden. 

Die Ermächtigung darf Perſonen, welchen der Jagdſchein verſagt werden 
muß, nicht erteilt werden und iſt widerruflich. 


§ 67. 
Die Jagdpolizeibehörde kann die Eigentümer und Pächter ſolcher zur 
Fiſcherei dienender Seen und Teiche, die nicht zu einem Eigenjagdbezirke gehören 
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($ 13 Abſ. 1), ſelbſt wenn die Jagd auf ihnen ruht, ermächtigen, jagdbare und 
nichtjagdbare Tiere, welche der Fiſcherei Schaden zufügen, zu jeder Zeit auf jede 
erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung von Schußwaffen 
zu erlegen. Mit Zuſtimmung der Jagdpolizeibehörde kann dieſe Ermächtigung 
auf beſtimmt zu bezeichnende Beauftragte des Eigentümers oder Pächters über⸗ 
tragen werden. Der Jagdberechtigte kann verlangen, daß ihm die erlegten 
Tiere, ſoweit ſie ſeinem Jagdrecht unterliegen, gegen das übliche Schußgeld 
überlaſſen werden. 

Die Ermächtigung darf Perſonen, welchen der Jagdſchein verſagt werden 
muß, nicht erteilt werden und iſt widerruflich. In ihr ſind die Tierarten, zu 
deren Erlegung die Befugnis erteilt wird, beſtimmt zu bezeichnen. 

Die weitergehenden Beſtimmungen der Fiſchereigeſetze werden hierdurch nicht 
berührt. 

§ 68. 

Gegen die Anordnung oder Verſagung obiger Maßregeln ($$ 66 und 67) 
ſeitens der Jagdpolizeibehörde iſt nur die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß 
und gegen deſſen Entſcheidung die Beſchwerde zuläſſig, welche an den Miniſter 
des Innern und den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten geht. 


Siebenter Abſchnitt. 
Behörden. 


$ 69. N 

Jagdpolizeibehörde iſt der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 

Gegen Beſchlüſſe der Jagdpolizeibehörde, durch welche Anordnungen wegen 
Abminderung des Wildſtandes getroffen oder Anträge auf Anordnung oder Ge⸗ 
ſtattung ſolcher Abminderung abgelehnt werden, findet innerhalb zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß ſtatt der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
iſt endgültig. 

§ 70. 

Die Aufficht über die Verwaltung der Angelegenheiten der gemeinſchaft— 
lichen Jagdbezirke wird, ſoweit in dieſem Geſetze nicht etwas anderes beſtimmt 
iſt, in Landkreiſen von dem Landrat, in höherer und letzter Inſtanz von dem 
Regierungspräſidenten, in Stadtkreiſen von dem Regierungspräſidenten, in höherer 
und letzter Inſtanz von dem Oberpräſidenten geübt. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden ſind in allen Inſtanzen innerhalb 
zwei Wochen anzubringen. 

§ 71. 

Streitigkeiten der Beteiligten über ihre in den öffentlichen Rechten begrün⸗ 

deten Berechtigungen und Verpflichtungen hinſichtlich der Ausübung der Jagd 


. 


unterliegen, ſoweit dieſes Geſetz nicht etwas anderes beſtimmt, der Entſcheidung 
im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Zuständig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. 


Achter Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 


G $ 72. 
Mit Geldftrafe bis zu 20 Mark wird beſtraft: 

1. wer bei Ausübung der Jagd feinen Jagdſchein oder die nach § 30 
Nr. 3 an deſſen Stelle tretende Beſcheinigung nicht bei ſich führt , 
2. wer die Jagd innerhalb der abgeſteckten Feſtungsrayons ausübt, ohne 
einen von der Feſtungsbehörde mit dem Einſichtsvermerke verſehenen 

Jagdſchein bei ſich zu führen (§ 38). 


73 
.$,73. 
Mit Geldſtrafe von 15 bis 100 Mat wird beſtraft: 
wer ohne den vorgeſchriebenen Jagdſchein zu beſitzen, die Jagd ausübt 
oder wer von einem gemäß $ 36 für ungültig erklärten Jagdſcheine 
Gebrauch macht. 

Iſt der Täter in den letzten 5 Jahren wegen der gleichen Abertretung 
vorbeſtraft, ſo können neben der Geldſtrafe die Jagdgeräte ſowie die Hunde, 
welche er bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt hat, eingezogen werden, ohne 
Unterſchied, ob der Schuldige Eigentümer iſt oder nicht. 


$ 74. 
Die Friſten im § 34 Ziffer 3, § 35 Ziffer 1 und 2, $ 73 Abſ. 2 be 
innen mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem die Strafe verbüßt, ver- 

jährt oder erlaſſen iſt. 

$ 75. 
Wer zwar mit einem Jagdſcheine verſehen, aber ohne Begleitung des 
Jagdberechtigten oder ohne deſſen ſchriftlich erteilte Erlaubnis bei ſich zu führen, 
die Jagd auf fremdem Jagdbezirk ausübt, wird mit einer Strafe von ſechs bis 
fünfꝛehn 5 belegt. 


1 ) 
fünfzehn 9 76. 
Mit den nachſtehenden Geldſtrafen wird beſtraft, wer während der Schon⸗ 
zeit erlegt oder einfängt: AL 
1. ein Stück Eichtoilllzz ne. Er 150 Mark, 


2. ein Stück Rotwild... 1509 


EL 
3. ein Stück Damwild .......- PPT 100 Mark, 
en e,, vorm ae Sarle mh nee nee 100 
5. ein Stück Rehwiltldd en en ne nn 60 
6. ein Stück Auerwild, eine Trappe, einen Schwann. 30. 
7. einen Dachs, einen Haſen, ein Stück Birk⸗ oder Haſel⸗ 

wild, eine Schnepfe oder einen Faſwa nns 10 
8. ein Rebhuhn, ein ſchottiſches Moorhuhn, eine Wachtel, eine 


wilde Ente, einen Kranich, einen Brachvogel, einen Wachtel⸗ 
ee, oder einen fonftigen jagdbaren Sumpf- oder Waſſer⸗ 
ie en een e e 5 
9. eine Droſſel Krammetsvogel )) : Lr 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Geldſtrafe in den Fällen 
1 bis 4 auf 15 Mark, 5 und 6 auf ‚un in den Fällen 7 bis 9 bis auf 
1 Mark für jedes Stück ermäßigt werden. 
pi 


us 77. 

Mit Geldftrafe bis zu 150/Mart wird beſtraft, wer: 

1. innerhalb der Schonzeit auf die durch dieſe geſchützten Tiere die Jagd 

ausübt, ohne ſie zu erlegen oder einzufangen; 

2. den Vorſchriften des $ 41 zuwider Schlingen ftellt, in denen jagdbare 

Tiere oder Kaninchen ſich fangen können. 

Iſt in den Schlingen Wild gefangen worden, für welches eine Schonzeit 
vorgeſchrieben iſt, ſo darf eine niedrigere Strafe, als wie ſie nach §§ 50 und 
76 angedroht iſt, nicht verhängt werden. Das Gleiche findet Anwendung auf 
Wild, für welches die Schonzeiten deshalb nicht gelten, weil es ſich in ein⸗ 
gefriedigten Wildgärten befindet. 

Bei einer Zuwiderhandlung gegen den § 41 iſt neben der Geldſtrafe die 
Einziehung der Schlingen auszusprechen, ohne Unterſchied, ob fie dem Schuldigen 
gehören oder nicht. J 

P 6 78. 
Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark wird beſtraft: 
wer den Vorſchriften der $$ 43, 44 und 45 zuwider Wild oder Kiebitz⸗ 
oder Möweneier verſendet, zum Verkaufe herumträgt oder ausſtellt oder 
feilbietet, verkauft, ankauft oder den Verkauf von ſolchem Wilde 
(Eiern) vermittelt. f 

Hat der Täter gewerg oder gewohnheitsmäßig gehandelt, ſo iſt eine 
Geldſtrafe von nicht unter 3 Mark zu verhängen. 

Neben der Geldſtrafe iſt das den Gegenſtand der Zuwiderhandlung bildende 
Wild (die Kiebitzj- und Möweneier), einzuziehen ohne Unterſchied, ob der Schuldige 
Eigentümer iſt oder nicht; von der Einziehung kann abgeſehen werden, wenn 


der Ankauf nur zum eigenen Verbrauche geſchehen iſt. 


Srogatb wit akıu/ vollendet hatte und / 
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§. 79. 8 
An die Stelle einer nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen zu 
* verhängenden, nicht beitreibbaren Geldſtrafe tritt Haftſtrafe nach Maßgabe der 
45 1 So 28 und 29 des Reichsſtrafgeſetzbuchs. 


$ 80. 

Für die Geldſtrafe und die Koſten, zu denen Perſonen verurteilt werden, 
welche unter der Gewalt, der Aufſicht oder im Dienſte eines anderen ſtehen und 
zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören, iſt letzterer im Falle des Unvermögens der 
Verurteilten für haftbar zu erklären, und zwar unabhängig von der etwaigen 
Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes oder des § 361 zu 9 des 
Strafgeſetzbuchs verurteilt wird. Wird feſtgeſtellt, daß die Tat nicht mit feinem 
Wiſſen verübt iſt oder daß er fie nicht verhindern konnte, fo wird die Haft⸗ 
barkeit nicht ausgeſprochen. /Y 

Hat der Täter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, fo wird der- 
jenige, welcher in Gemäßheit der vorftehenden Beſtimmungen haftet, zur Zahlung 
der Geldſtrafe und der Koſten Als unmittelbar haftbar verurteilt. Dasſelbe gilt, 
wenn der Täter zwar das aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr 


e wat u a.. 5 „„ Tat erforderlichen Einſicht freizufprechen iſt, oder wenn derſelbe wegen eines feine 
„„ freie Willensbeſti ndes i bleibt 


Inn ham dt. Av . 


N ſtra a 
Gegen die in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen als haftbar 


Ti urn zu gi 7 441 . 


A ng U Lrklärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 


i Au. 
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Neunter Abſchnitt. 
Übergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
$ 81. 
An Stelle der §§ 51 bis 66 gelten im ehemaligen Kurfürſtentume Heſſen 
die Vorſchriften des kurheſſiſchen Wildſchadengeſetzes vom 26. Januar 1854 
GKurheſſiſche Geſetzſamml. S. 9) und die $$ 26, 28, 34 bis 37, 40 des kur⸗ 
heſſiſchen Jagdgeſetzes vom 7. September 1865 Gurheſſiſche Geſetzzamml. S. 571). 


$ 82. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Erneuerung der auf den ſchles— 
wigſchen Weſtſeeinſeln beſtehenden Konzeſſionen zur Errichtung von Vogelkojen 
ſowie über die Erteilung neuer Konzeſſionen ($ 6 des Geſetzes vom 1. März 1873, 
Geſetzſamml. S. 27). 

$ 83, 

In denjenigen Landesteilen, in denen das Recht, Kiebitz- und Möweneier 

einzuſammeln, anderen Perſonen als den Jagdberechtigten vor dem Inkrafttreten 


der Strafbarkeit ſeiner. 


zu > Aa 


des Wildſchongeſetzes vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 159) zuſtand, bleibt 
dieſes Recht bis zum Ablaufe der Jagdpachtverträge, die bei dem Inkrafttreten 
des letzteren Geſetzes beſtanden haben, unberührt. 


§ 84, 

Die vor dem 1. Mai 1907 abgeſchloſſenen Verträge über die Verpachtung 
eines Jagdbezirkes bleiben bis zu ihrem Ablauf in Kraft. Im Regierungs- 
bezirke Caſſel ſollen die nach dem 1. Mai 1907 bis zum Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes abgeſchloſſenen Verträge nicht über den 1. April 1914 hinaus Gültig⸗ 
keit haben. 

Während der Dauer dieſer Pachtverträge können die in dem betreffenden 
Gemeinde⸗(Guts-) Bezirke belegenen, nach den bisher geltenden Vorſchriften zu 
Recht gebildeten Eigenjagdbezirke auch dann beſtehen bleiben, wenn fie nicht einen 
land⸗ und forſtwirtſchaftlich benutzten Flächenraum von wenigſtens 75 Hektar 
einnehmen. Während der gleichen Zeit kann aus Grundflächen, die zwar den 
Erforderniſſen des § 4 Ziffer 2 genügen, nicht aber einen nach den bisher geltenden 
Vorſchriften zur Bildung eines Eigenjagdbezirkes erforderlichen Flächenraum um- 
faſſen, ein Eigenjagdbezirk nicht gebildet werden. 

Liegen ſolche Grundflächen in verſchiedenen Gemeinde-(Guts⸗ Bezirken, 
für die mehrere Pachtverträge in Betracht kommen, ſo gilt als Zeitpunkt, bis 
zu dem die bisherigen Eigenjagdbezirke fortbeſtehen oder von dem ab Eigenjagd— 
bezirke gebildet werden können (Abſ. 2), der Ablauf des zuerſt beendeten Pacht- 
vertrags. 

$ 85. 
Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausgeſtellten Jagdſcheine behalten 


« 


ihre Gültigkeit für die Zeit, auf welche fie ausgeſtellt find. 


§ 86. 

Die nachſtehend aufgeführten Geſetze werden, ſoweit ſie nicht bereits 
anderweit aufgehoben ſind, für den Geltungsbereich dieſes Geſetzes hierdurch 
aufgehoben: 

1. das Geſetz, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem 

Grund und Boden und die Ausübung der Jagd, vom 31. Oktober 1848 
(Geſetzſamml. S. 343); 
das Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850 Geſetzſamml. S. 165); 
das Wildſchadengeſetz vom 11. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 307); 
das Jagdſcheingeſetz vom 31. Juli 1895 (Gefegfamml. S. 304); 
das Geſetz, betreffend die Ergänzung einiger jagdrechtlicher Beſtim— 
mungen, vom 29. April 1897 (Geſetzſamml. S. 117); 
das Geſetz, betreffend Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften über die 
Ausübung der Jagd auf eigenem Grundbeſitze, vom 7. Auguſt 1899 
(Geſetzſamml. S. 151); 
Geſetzſammlung 1907. (Nr. 10833.) 47 


Een 


O 


no 


10. 


11. 


12, 


13. 


14. 


20. 


a" 


das Wildſchongeſetz vom 14. Juli 1904 (Gefekfamml. S. 159) 
das Jagdverwaltungsgefe vom 4. Juli 1905 (Gefegfamml. S. 271); 
die Verordnung, betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im 


ehemaligen Herzogtume Naſſau, vom 30. März 1867 Geſetzſamml. 
S. 426); 


j 
die §§ 1 bis 5, 7 und 8 des Geſetzes, betreffend die Aufhebung des 
Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden in den vormals Kurfürſtlich 
Heſſiſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Landesteilen und in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, vom 1. März 1873 (Geſetzſamml. S. 27); 
das Geſetz, betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im Herzogtume 
Lauenburg, vom 17. Juli 1872 (Offizielles Wochenblatt für das 
Herzogtum Lauenburg S. 215); 
das kurheſſiſche Geſetz, betreffend die Aufhebung der Jagdgerechtſame 
und die Verhütung des Wildſchadens, vom 1. Juli 1848 (Kurheſſiſche 
Geſetzſamml. S. 47); 
die $$ 1 bis 4, 8 bis 25, 27, 29, § 30 Ziffer 1 bis 5, §§ 31, 33, 38, 
39 des kurheſſiſchen Geſetzes, das Jagdrecht und deſſen Ausübung 
betreffend, vom 7. September 1865 (Kurheſſiſche Geſetzſamml. S. 571); 
die 55 5 bis 7 desſelben Geſetzes, ſoweit fie nicht durch das vorliegende 
Geſetz aufrecht erhalten werden; 
das Frankfurter Geſetz, die Ausübung der Jagd betreffend, vom 
20. Auguſt 1850 (Geſetz- und Statutenſamml. der freien Stadt 
Frankfurt, 10. Bd. S. 323); 


„die Artikel 1 bis 16 des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes, die Aus⸗ 


übung der Jagd und der Fiſcherei in den Provinzen Starkenburg 
und Oberheſſen betreffend, vom 26. Juli 1848 (Regierungsblatt S. 209); 


das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Jagdberechtigungen in den 


Provinzen Starkenburg und Oberheſſen betreffend, vom 2. Auguſt 1858 
(Regierungsblatt S. 257); 


„das Großherzoglich Heſſiſche Jagdſtrafgeſez vom 19. Juli 1858 
); 


(Regierungsblatt S. 345); 


„die Artikel 1 bis 18 des heſſen⸗homburgiſchen Geſetzes, die Jagd und 


Fiſcherei im Amte Homburg betreffend, vom 8. Oktober 1849 nebſt 
Verordnung, die Verpachtung der Gemeindejagden im Amte Homburg 
betreffend, vom 8. Oktober 1849 (Regierungsblatt vom 14. Oktober 1849 
Nr. 8); 


9. das bayerifche Geſetz, die Ausübung der Jagd betreffend, vom 
30. März 1850 Gayeriſches Geſetzblatt S. 117); 


die §§ 1 bis 16, 18 bis 21 der bayeriſchen Verordnung, polizeiliche 
Vorſchriften über Ausübung und Behandlung der Jagden betreffend, 
vom 5. Oktober 1863 Gayeriſches Regierungsblatt S. 1657); 


a = ke 


21. die 88 104, 105 Abſ. 1 Ziffer 2 und 3, 106 des Geſetzes über die 


Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichts⸗Behörden 
vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237). 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Tromsö, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 15. Juli 1907. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. 


v. 


Einem. Beſeler. v. Arnim. v. Moltke. Holle. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſeßſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Dezember 1906, durch welchen der Stadt 
Wetzlar das Recht verliehen worden iſt, das zur Regulierung der unteren 
Dill erforderliche Grundeigentum im Wege der Enteignung zu erwerben 
oder dauernd zu beſchränken durch das Amtsblatt der Königl. Regie- 
rung zu Wiesbaden Jahrgang 1907 Nr. 26 S. 259, ausgegeben am 
27. Juni 1907; 


das am 13. Mai 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Anrathkendel⸗ 


Genoſſenſchaft zu Mörs im Kreiſe Mörs durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 24 S. 297, ausgegeben am 
15. Juni 1907; 


j 
das am 13. Mai 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 


ſchaft zur Melioration der Remkerslebener Seewieſen zu Remkersleben im 
Kreiſe Wanzleben durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magde⸗ 
burg Nr. 24 S. 249, ausgegeben am 15. Juni 1907; 


das am 13. Mai 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Pefſingen im Kreiſe Bitburg durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 25 S. 187, ausgegeben 
am 22. Juni 1907; 


das am 17. Mai 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Hechelmannskirchen im Kreiſe Hünfeld durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 25 S. 197, aus 
gegeben am 19. Juni 1907; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Mai 1907, betreffend die Genehmigung 


der von dem 25. Generallandtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft be⸗ 
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ſchloſſenen Nachträge zu dem revidierten Reglement der Weſtpreußiſchen 
Landſchaft vom 25. Juni 1851, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 26 S. 209, ausgegeben am 
29. Juni 1907, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 25 S. 225, aus- 
gegeben am 19. Juni 1907, 
der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 25 S. 195, ausgegeben 
am 20. Juni 1907, 
der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 25 S. 151, ausgegeben am 
20. Juni 1907; 

7. der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Mai 1907, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Saerbeck im Landkreiſe Münſter 
zum Ausbau uſw. des im Landkreiſe Münſter gelegenen Teiles des öffent— 
lichen Hauptwegs von Saerbeck nach Emsdetten, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 26 S. 283, ausgegeben am 
27. Juni 1907; 

8. das am 27. Mai 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen— 
genoſſenſchaft beim Purdertal zu Neuhückeswagen im Kreiſe Lennep durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 26 S. 318, 
ausgegeben am 29. Juni 1907; 

9. das am 30. Mai 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Pohlſche 
Heidegenoſſenſchaft zu Brünen im Kreiſe Rees durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 26 S. 315, ausgegeben am 
29. Juni 1907; 

10. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Juni 1907, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung der 
zum Ausbau der Straße „Am Tempelhofer Berg“ erforderlichen Flächen, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 26 S. 296, ausgegeben am 28. Juni 1907; 

11. das am 10. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Binningen-Brohl im Kreiſe Cochem durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 28 S. 17 5, aus⸗ 
gegeben am 11. Juli 1907; 

12. das am 10. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Weichſel— 
Deichverband an der preußiſch-galiziſchen Grenze durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 28 S. 245, ausgegeben am 
12. Juli 1907; 

13. der am 10. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statute 
für die Drainagegenoſſenſchaft Zella im Landkreiſe Mühlhauſen i. Th. 
vom 24. Oktober 1904 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Erfurt Nr. 28 S. 171, ausgegeben am 13. Juli 1907. 
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